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Abstract: Die Europäische Union ist auch im Bereich des Electronic Banking um Har­
monisierung bemüht. Zwei Beispiele dieser Bestrebung sind die so genann­
te E-Geld-Richtlinie und die jüngere Richtlinie über den Fernabsatz von Fi­
nanzdienstleistungen. Beide betten sich in ein bestehendes Umfeld aus Rege­
lungen ein. Insbesondere die Fernabsatzrichtlinie Finanzdienstleistungen setzt 
ein mit der (allgemeinen) Fernabsatzrichtlinie begonnenes Konzept weiter um. 
Das zeigt sich auch an den Regelungsinhalten. So werden Informationspflich­
ten auferlegt, dem Verbraucher ein Widerrufsrecht zugestanden, Bestimmungen 
über den Missbrauch von Zahlungskarten festgelegt und bestimmte Kommu­
nikationsmittel verpönt. Erwähnenswert ist auch die Präferenz zur außerge­
richtlichen Streitbeilegung. 

1. Europaweites E-Banking - Gibt es das? 
Electronic Banking ist ein unscharfer und deshalb sehr weitreichender 

Begriff, der nicht definiert und wohl auch nur schwer abzugrenzen ist. Je­
denfalls wird man darunter klassische Dienstleistungen des Bankwesens, 
wie den Überweisungsverkehr auf elektronischem Weg, verstehen müs­
sen. Aber auch so genannte alternative Zahlungsmethoden fallen darunter. 

Die EU ist im Bereich des Bankwesens schon seit langer Zeit bestrebt, 
eine Harmonisierung herbeizuführen. Seit 1973 arbeitet man an der Er­
richtung eines Binnenmarktes für Finanzdienste. Die erste bankenrechtli­
che Richtlinie datiert aus dem Jahre 1977. Gleichermaßen gibt es bereits 
Bestrebungen, auch im Bereich der elektronischen Dienstleistungen einen 
einheitlichen Markt zu schaffen. Bereits seit langem beschäftigt sich die EU 
mit den grenzüberschreitenden Zahlungsflüssen. Im Jahre 1997 etwa hat 
die Kommission ihre Empfehlung über die elektronischen Zahlungsmetho­
den ausgegeben. Zu nennen sind hier auch die E-Commerce-Richtlinie1, 

die Signaturrichtlinie2 und nicht zuletzt die Femabsatzrichtlinie3• 

1 Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2000 
über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft, insbeson-
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Für den Bereich des E-Banking sind aus meiner Sicht zwei Richtlinien 
herauszustreichen. 

Einerseits die so genannte E-Geld-Richtlinie\ die bereits in Österreich 
umgesetzt wurde. 

Andererseits die nunmehr nach langer Vorbereitungszeit erlassene Fern­
absatzrichtlinie für Finanzdienstleistungen5, die die sektorale Ausnahme 
der oben genannten Fernabsatzrichtlinie für Finanzdienstleistungen ergän­
zen soll. 

Bankdienstleistungen sind ebenso vielfältig und mannigfaltig wie ande­
re Dienstleistungen auch. Gerade die Bankdienstleistungen sind aber nicht 
an einen bestimmten Ort oder an das Zusammentreffen von Kunde und 
Dienstleister am selben Ort gebunden. Sie sind daher prädestiniert, im so 
genannten Fernabsatzwege angeboten und geleistet zu werden. 

2. Die E-Geld-Richtlinie 
Die E-Geld-Richtlinie wurde in Österreich bereits mit dem so genann­

ten E-Geld-Gesetz6 umgesetzt. Systematisch ist das E-Geld-Gesetz im 
Bankwesen angesiedelt und hat das Bankwesengesetz (BWG) in mehrerer 
Hinsicht erweitert. 

So wurden zunächst in den Begriffsbestimmungen die Tätigkeiten ei­
nes Kreditinstitutes und die Ausgabe von elektronischem Geld (E-Geld-Ge­
schäftf eingefügt. 

Ebenso wurde eine Definition des elektronischen Geldes aufgenom­
men8. Als elektronisches Geld gilt nunmehr der auf einem elektronischen 
Datenträger gespeicherte Geldwert, der von anderen Unternehmen als der 

dere des elektronischen Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt ("Richtlinie über den elek­
tronischen Geschäftsverkehr"), ABI L 178 vom 17.07.2000, S I. 
2 Richtlinie 1999/93/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezem­
ber 1999 über gemeinschaftliche Rahmenbedingungen für elektronische Signaturen, ABI 
L 13 vom 19.01.2000, S 12. 
3 Richtlinie 1997/7/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 1997 
über den Verbraucherschutz bei Vertragsabschlüssen im Fernabsatz, ABI L 144 vom 
04.06.1997, s 19. 
4 Richtlinie 2000/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Septem­
ber 2000 über die Aufuahrne, Ausübung und Beaufsichtigung der Tätigkeit von E-Geld­
Instituten, ABI L 275 vom 27.10.2000, S 39. 
5 Richtlinie 2002/65/EG des europäischen Parlamentes und des Rates vom 23.9.2002 
über den Fernabsatz von Ferndienstleistungen an Verbraucher und zur Änderung der 
Richtlinie 90/619/EWG des Rates und der Richtlinien 97/7/EG und 98/27/EG, ABI L 
271 vom 09.10.2002, S 16. 
6 BGBI I Nr. 45/2002. 
7 § I Abs. 1 Z 20 BWG 
8 § 2Z 57 BWG 



Europaweites E-Banking 423 

ausgebenden Stelle als Zahlungsmittel akzeptiert wird. Diese Defmition ist 
ausgesprochen weit. Insbesondere sind in dieser Definition selbst keine 
technischen Mindestanforderungen notwendig. Nach der Richtlinie soll 
elektronisches Geld als elektronischer Ersatz ftir Münzen und Banknoten 
betrachtet werden und auf einer Chipkarte oder auf einem Computer ge­
speichert werden9• Insbesondere ist dabei an den Ersatz "kleiner" Geldbe­
träge gedacht. Nicht zuletzt deshalb darf der auf elektronischen Datenträ­
gem gespeicherte E-Geldwert pro Kunde und E-Geld-Institut (§ 1 E-Geld­
gesetz) den Betrag von 2.000 Euro nicht überschreiten. 

E-Geld-Institute sind neben der Ausgabe von E-Geld auch berechtigt, 
mit dem E-Geld-Geschäft verknüpfte Dienstleistungen, wie etwa die Ver­
waltung elektronischen Geldes, zu erbringen. 

Auf der anderen Seite unterliegen E-Geld-Institute allerdings strengen 
Beschränkungen ihres Geschäftsfeldes sowie auch strengen Einschränkun­
gen hinsichtlich der möglichen Anlagefelder ihrer Kapitalanlage. So redu­
ziert das E-Geld-Gesetz die Anforderungen an das Mindestkapital für ein 
E-Geld-Institut beträchtlich im Vergleich zu einem Kreditinstitut im Sinne 
des Bankwesengesetzes. 

Von zentraler Bedeutung schließlich ist die Verpflichtung des E-Geld­
Institutes, das von ihm ausgegebene elektronische Geld zum Nennwert in 
Münzen und Banknoten oder in Form einer Überweisung zurückzunehmen. 
Dafür darf das E-Geld-Institut einen Mindestrücktauschbetrag vorsehen. 
Insbesondere darf das E-Geld-lnstitut ftir die Durchführung des Rück­
tauschvorganges auch unbedingt erforderliche Kosten dem Kunden in Rech­
nung stellen. 

Aus praktischer Sicht ist bislang anzumerken, dass kein E-Geld-Ver­
fahren sich durchgesetzt hat. Zuletzt wurden andere Varianten des elektro­
nischen Zahlungsverkehres, wie die so genannte Pay-Box-Karte, propa­
giert. Auch diese konnte sich allerdings bislang nicht im täglichen Ge­
schäftsverkehr durchsetzen. 

3. Die Finanzdienstleistungsrichtlinie10 

Die Finanzdienstleistungsrichtlinie11 möchte die Ziele des Aktionspla­
nes12 verwirklichen. 

9 Erwägungsgnmd 3 der E-Geld-Richtlinie. 
10 Weiterfiihrende Literatur zur Richtlinie: Hadding, Die Fernabsatzrichtlinie fiir Finanz­
dienstleisttu~gen, ÖBA 2001, 105 Wld Fm-go, Die Fernabsatzrichtlinie ftir Finanzdienst­
leistungen, VR 2002, 132. 
11 Im Folgenden kurz als die Richtlinie bezeichnet, Hinweise auf einzelne Normen ohne 
näheren Hinweis beziehen sich auf die Richtlinie. 
12 KOM(1999)232, 11.05.1999. 
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3.1. Die Ziele der Richtlinie 

Die Richtlinie hat mehrere Zielrichtungen, die wie üblich in den Erwä­
gungsgründen dargestellt sind. Herauszustreichen ist der damit unternom­
mene Versuch, dem Verbraucher innerhalb des Binnenmarktes gleichen Zu­
gang zum breitest möglichen Angebot an Finanzdienstleistungen, die in 
der Gemeinschaft verfügbar sind, zu geben, damit er sich jeweils für jene 
Leistung entscheiden kann, die seinem Bedürfuis am meisten entspricht13 • 

Dieses Ansinnen geht einher mit dem Bestreben eines reibungslosen Funk­
tionierens des Binnenmarktes, unabhängig davon, ob der Anbieter auch in 
jenen Mitgliedsstaat über eine Niederlassung verfügt, in dem der Verbrau­
cher ansässig ist14• 

Das europäische Parlament und der Rat der europäischen Union sind 
der Meinung, dass sich Finanzdienstleistung ganz besonders für Transak­
tionen im Fernabsatz eignen15• Richtig ist, dass viele der klassischen Bank­
dienstleistungen, wie insbesondere der Überweisungsverkehr von Geldbe­
trägen, keine persönliche Kontaktaufnahme zwischen dem Kunden und 
dem Kreditinstitut verlangt. Andere Bankgeschäfte, wie insbesondere die 
Anknüpfung von Bankgeschäften im Rahmen einer Kreditvergabe, werden 
allerdings auch in Hinkunft wohl eine persönliche Vorsprache des Kunden 
beim Kreditinstitut erfordern. 

Jedenfalls haben das Europäische Parlament und der Rat der EU die 
Schaffung eines rechtlichen Rahmens zur Stärkung des Vertrauens des Ver­
brauchers in die neuen Fernabsatztechniken für notwendig erachtet16• Ins­
gesamt soll damit ein hohes Verbraucherschutzniveau erreicht werden17• 

3.2. Anwendungsbereich 

Die Richtlinie erfasst Finanzdienstleistungen jeder Art. Ausdrücklich 
festgehalten ist, dass dabei andere gemeinschaftsrechtliche Bestimmungen 
neben dieser Richtlinie anwendbar bleiben. Insbesondere bleiben daher die 
(sektoralen) Regelungen für Kreditinstitute und Wertpapierdienstleistungs­
unternehrnen sowie Versicherungen abwendbar. 

Als Finanzdienstleistung ist gemäß Art. 2 lit. b jede Bankdienstleistung 
sowie jede Dienstleistung im Zusammenhang mit einer Kreditgewährung, 
Versicherung, Altersversorgung von Einzelpersonen, Geldanlage oder Zah-

13 Erwägungsgrund 3. 
14 Erwägungsgrund 4. 
15 Erwägungsgrund 5. 
16 Erwägungsgrund 5. 
17 Erwägungsgrund 13. 
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Jung zu verstehen. Der Gegenstand ist somit noch weiter gefasst als die in 
der Fernabsatzrichtlinie enthaltenen Ausnahmen, welche noch eine etwas 
spezifischere, wenn auch ausdrücklich nicht ausschließliche Aufzählung 
umfasst ersatzlos streichen. 

Allerdings gelten die Bestimmungen der Richtlinie nur für die "erstma­
lige Dienstleistungsvereinbarung", wenn an diese daran anschließend auf­
einander folgende Vorgänge oder eine daran anschließende Reihe von Vor­
gängen der gleichen Art, die in einem zeitlichen Zusammenhang stehen, 
geschlossen werden. 

Als "erste Dienstleistungsvereinbarung" gelten beispielsweise eine Kon­
toeröffnung, der Erwerb einer Kreditkarte oder der Abschluss eines Port­
folioverwaltungsvertrags; als "Vorgänge" gelten beispielsweise Einzahlun­
gen auf das eigene Konto oder Abhebungen vom eigenen Konto, Zahlun­
gen per Kreditkarte oder Transaktionen im Rahmen eines Portfolioverwal­
tungsvertrags. Die Erweiterung einer ersten Vereinbarung um neue Kom­
ponenten, z.B. um die Möglichkeit, ein elektronisches Zahlungsinstrument 
zusammen mit dem vorhandenen Bankkonto zu benutzen, ist nicht ein "Vor­
gang", sondern ein Zusatzvertrag, auf den diese Richtlinie Anwendung fin­
det. Zeichnungen neuer Anteile desselben Investmentfonds sollen etwa als 
"aufeinander folgende Vorgänge der gleichen Art" gelten.18 

3.3. Begriffsbestimmungen 

Die Richtlinie lehnt sich stark an die Begriffsbestimmungen der Fern­
absatzrichtlinie an und definiert den Fernabsatzvertrag fast gleichlautend. 
Ebenso sind die Definitionen des Verbrauchers, Anbieters, Fernkommuni­
kationsmittels und Betreibers oder Anbieters eines Fernkommunikations­
mittels fast wortident. Neu ist die Definition des dauerhaften Datenträgers. 
Obgleich dieser Begriff auch in der Fernabsatzrichtlinie bekannt war, fm­
det er nunmehr hier eine eigene Definition als ,Jedes Medium, das es dem 
Verbraucher gestattet, an ihn persönlich gerichtete Informationen derart 
zu speichern, dass es sie in der Folge für eine für die Zwecke der Informa­
tionen angemessene Dauer einsehen kann, und das die unveränderte Wie­
dergabe der gespeicherten Informationen ermöglicht." Dazu gehören insbe­
sondere Diskette, CD-Rom, DVD und die Festplatte des Computers des 
Verbrauchers, jedoch sollen dazu nicht Internet-Websites zählen, außer 
sie erfüllen im Einzelfall doch die erforderlichen Voraussetzungen19• Die­
ser Zusatz lässt leider vieles im Dunkeln. 

18 Erwägungsgnmd 17. 
19 Erwägungsgnmd 20. 
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3.4. Informationspflichten 

Ebenfalls parallel zur Fernabsatzrichtlinie verlangt die Richtlinie um­
fassende Information des Verbrauchers vor Abschluss des Fernabsatzver­
trages. 

Der Umfang dieser Information geht aber über das Maß, welches die 
Fernabsatzrichtlinie vorgibt, hinaus. Diese Information soll den Verbrau­
cher in die Lage versetzen, die angebotene Finanzdienstleistung zu beurtei­
len und infolgedessen in Kenntnis aller Umstände seine Entscheidung tref­
fen zu können. Insbesondere gliedert sich die Informationspflicht in Infor­
mation über den Anbieter, die Finanzdienstleistung selbst, den Fernabsatz­
vertrag und einen allfälligen Rechtsbehelf. 

Die Information betreffend den Anbieter umfasst dessen Identität, die 
Identität des Vertreters, Anschrift, Registernummer sowie allenfalls die An­
gaben zur zuständigen Aufsichtsbehörde. Die Information über die Finanz­
dienstleistung umfasst die wesentlichen Merkmale derselben, den Gesamt­
preis aufgeschlüsselt hinsichtlich aller Provisionen, Gebühren, Abgaben 
und sonstiger Steuern und insbesondere einer Risikoaufbereitung sowie die 
Angabe spezifischer Merkmale, Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und 
Erfiillung sowie zusätzliche Kostenaufgrund des Fernkommunikationsmit­
tels. Herauszustreichen ist der Hinweis auf mögliche weitere Steuern und/ 
oder Kosten, die nicht über den Allbieter abgeführt oder von ihm in Rech­
nung gestellt werden. Diese Informationspflicht ist ausgesprochen weitrei­
chend. Nach ihrem Wortlaut wären dabei auch die einkommenssteuerrecht­
lichen Situationen von Finanzanlagen zu erörtern. 

Ebenfalls bereits aus der Fernabsatzrichtlinie bekannt sind die Informa­
tionspflichten hinsichtlich des Besteheus oder Nichtbesteheus eines Wi­
derrufsrechtes sowie die Mindestlaufzeit des Vertrages. 

Neu aufgenommen wurde unter anderem die Verpflichtung über An­
gaben, in welcher Sprache die Vertragsbedingungen sowie die erforderli­
chen Vorabinformationen mitgeteilt werden. Ebenfalls ergänzt sind Anga­
ben über einen Rechtsbehelf, insbesondere ob Zugang zu einem außerge­
richtlichen Beschwerde- und Rechtsbehelfverfahren besteht, sowie Anga­
ben über das allfällige Bestehen eines Garantiefonds oder anderer Entschä­
digungsregelungen für Anleger. Hervorzuheben ist, dass es den Mitglied­
staaten freigestellt ist, strengere Bestimmungen über die vorherige Aus­
kunftserteilung aufrecht zu erhalten oder zu erlassen20 • 

Ebenfalls parallel zur Fernabsatzrichtlinie müssen dem Verbraucher 
die Vertragsbedingungen sowie die Vorausinformation in Papierform oder 

20 Art. 4 Abs. 2. 
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auf einem anderen dauerhaften Datenträger vor Vertragsabschluss zur 
VerfUgung gestellt werden. 

3.5. Widerrufsrecht 

Die Richtlinie räumt dem Verbraucher ebenfalls ein Widerrufsrecht ein. 
Im Vergleich zur Fernabsatzrichtlinie ist die Frist allerdings auf 14 Kalen­
dertage statt sieben Werktagen verlängert21 • Aufgrund der spezifischen Ei­
genheiten verschiedener Finanzdienstleistungen ist ein Widerrufsrecht in 
etlichen Fällen ausgeschlossen. Dazu gehören Finanzdienstleistungen, de­
ren Preis auf dem Finanzmarkt Schwankungen unterliegt. 

Zu erwähnen ist auch, dass bei Verträgen, die auf ausdrücklichen 
Wunsch des Verbrauchers von beiden Seiten bereits voll erfiillt wurden, ein 
Widerrufsrecht ausgeschlossen ist. Diese Regelung ist nicht völlig klar. 
Weiters können die Mitgliedstaaten in einigen anderen Fällen das Wider­
rufsrecht ausschließen, insbesondere bei Krediten zum Erwerb eines Grund­
stückes oder solchen, die durch Hypothek gesichert sind. Zudem ist dies 
möglich bei Erklärungen von Verbrauchern, die unter "Mitwirken eines 
Amtsträgers abgegeben werden, unter der Voraussetzung, dass der Amtsträ­
ger bestätigt, dass die Rechte des Verbrauchers gemäß Art. 5 Abs. 1 gewahrt 
wurden'm. Hierbei ist vor allem die Mitwirkung eines Notars, der den Ver­
braucher über die Folgen des Geschäftes aufklärt, denkbar. 

Die Bestimmungen über Vorkehrungen gegen den Missbrauch von 
Zahlungen mittels Karte sowie über die unaufgefordert erbrachten Dienst­
leistungen gehen wiederum parallel zu den analogen Vorschriften der Fern­
absatzrichtlinie. 

Auch kennt die Richtlinie ein Verbot des Einsatzes von Voicemail­
Systemen und Telefax ohne vorherige Einwilligung des Verbrauchers. 
Ebenso sind andere Fernkommunikationsmittel ohne die Zustimmung des 
betroffenen Verbrauchers nicht zulässig oder dürfen nur benutzt werden, 
wenn der Verbraucher keine deutlichen Einwände dagegen erhebt. Die 
Vorschriften gegen "Spamming" unterscheiden sich im Detail allerdings 
von den Vorschriften gleicher Zielrichtung in anderen Richtlinien, etwa der 
Datenschutzrichtlinie fiir elektronische Kommunikation23 • 

21 Bei Lebensversicherungen und Fernabsatzverträgen über die Altervorsorge sogar 30 
Kalendertage. 
22 Art 6 Abs e lit c. 
23 Richtlinie 2002/58/EG des Europäischen Parlaments tu1d des Rates vom 12. Juli 2002 
über die Verarbeitung personenbezogener Daten tu1d den Schutz der Privatsphäre in der 
elektronischen Kommtmikation, ABI L 201 vom 31.07.2002, S 37. 
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Die Richtlinie hebt das Bestreben, die Einrichtung und Weiterentwick­
lung angemessener und wirksamer außergerichtlicher Beschwerde- und 
Rechtsbehelfsverfahren zu fördern, hervor. Hierbei sind insbesondere die 
Initiative FIN-NET und die Vereinbarung über ein grenzübergreifendes 
Netz zur Behandlung von Beschwerden über Finanzdienstleistungen im 
europäischen Wirtschaftsraum zu nennen. 

3.6. Umsetzung 

Die Finanzdienstleistungsrichtlinie ist bis spätestens 9.10.2004 umzu­
setzen. 


